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Text 

Rechtsmittel gegen Bescheide 

§ 9c. (1) In allen Fällen, in denen mit Bescheid des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen 
über Anträge auf Hilfeleistungen entschieden wird, steht dem Leistungswerber und allfälligen anderen 
Parteien das Recht der Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht zu. Eine Beschwerde beim 
Bundesverwaltungsgericht kann auch gegen Bescheide des Bundesministers für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz erhoben werden. 

(2) Gegen Bescheide, die ohne Durchführung eines weiteren Ermittlungsverfahrens auf Grund 
gespeicherter Daten im Wege der automationsunterstützten Datenverarbeitung erstellt werden, steht dem 
Entschädigungswerber das Recht zu, Vorstellung zu erheben. Das Bundesamt für Soziales und 
Behindertenwesen hat nach Prüfung der Sach- und Rechtslage die Sache neuerlich zu entscheiden. Die 
Vorstellung hat aufschiebende Wirkung. 

(3) Die Beschwerde und die Vorstellung sind innerhalb von sechs Wochen nach Zustellung oder 
mündlicher Verkündung des Bescheides bei der Behörde einzubringen, die den Bescheid erlassen hat. Die 
Beschwerde kann auch bei der belangten Behörde zu Protokoll gegeben werden. Wird eine Beschwerde 
innerhalb dieser Frist beim Bundesverwaltungsgericht eingebracht, so gilt dies als rechtzeitige 
Einbringung; das Bundesverwaltungsgericht hat die bei ihm eingebrachte Beschwerde unverzüglich an 
die belangte Behörde weiterzuleiten. 
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